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. ,bes DeutfdJen Oolkes 

1.) 

2.) 

In der Strafsache gegen 
• den Generaldirektor 19natz Mac her , 

den Kaufmann Z,°a1 tel" G 0 1 d e , 
beide in Be 1"1 in, 
wegen aktienrechtlicher Untreue und Beihilfe dazu 

hat das Reichsgericht, Zwei tel" Strafsenat, in der 
vom 14 Februar 1935, an welcher teilgenommen haben 

als Richter: 
der Senatspräsident ])1" . lYttt 
und die Reichsgerichtsräte Menge1koch, Bender, 
])1" K1 immer. lJr . Fu1l, 

als Beamter der Staatsanwaltschaft: 
der Landgerichtsdirektor lYeinkauff, 

als Urkundsbeamter der Gesc~ftsste11e: 
der Sekretär Schubert, 

auf die Revisionen der beide.n Angeklagten :!Ur Recht erkannt : 
])as Urte i1 'des Landgerichts in Bel" 1 i n vom 26. April I9;;4:.~· 

wird nebst den ihm zu Grunde liegenden Feststellungen aufgehoben. 
Sache wird zu neuer Verhandlung und Entscheidung an die Vorinstanz 
zurilckverwiesen 

Von Rechts wegen 

Gründe. 

,,. 
lJ.t1{]' Stadt Berl in brauchte im Jahre 1928 zum Umbau des A1exande , 

platzes das -an diesem Platz gelegene "Enge1hardt==Haus". das der 
tergesd1schaft der "Engelhardt:Braueret A ,G."; der "Hote1()ese11= 
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schaft Alexanderplatz m,b . H.n, geh~rte . Direktor dieser Gesellschaft 
war das Vorstandsmitg1 ied K~st'er, aber der Angeklagte Hacher hatte als ',~ 

""",~ 
Generald'irektor' der Enge1hardt=lJrauerei das entscheidende Wort ; Mit 
ihm' verhandelte vom 13 . September 1928 ab der Angeklagte, Golde .als 
Vorstandsmitglied der in den H~nden der Stadt Ber1in befindlichen .Be= 
ro1ina Grundstucks=A.G,n über den Verkauf . Am 6. Dezember 1928 einigte 

i! man sich auf einen Kaufpreis von 9 Hill tonen fi?I. ., Auf Grund der Veretn= 
barungen vom · 6 . Dezember 1928 sollte die .Hote1gese11schaft- ein nota= 
rie1les Angebot unterbreiten und die "Berol ina" das Angebot notariell 
annehmen . Ehe es dazu kam, suchte Golde den Hacher zwischen wethnach= 
ten und Heujahr 1928 auf dessen Gut bei T~lz auf . Er erreichte dabei 

G .' 

f 
'I;' -' 
;' 
l: -
,.' 

eine Herabsetzung des Kaufpreises um 10 000 ~ und angeblich auch die 
uscloe Hachers, für politische Zwecke an Golde 120 000 ~ zu geben. 

g'71ldo .notarielle Angebot der "Hote1gese11schaft" vom 7. Januar 1929 wur= 
der .Bero1 ina" am 17. Januar 1929 notariell angenommen " .Am 

. 'Januar 1929 erhielt Golde von Hacher die 120 000 JfA: ohne Quittung 
Er behte1 t das Geld für sich . 

Durch das angefochtene Urtetl wurde Golde wegen aktienrechtlicher 
>'Untreue nach § 312 HGB. und Hacher wegen Bethilfe dazu verurteilt. Die 

Untreue erb1 tckt die Strafkammer darin, daß der Angeklagte Golde~ ent= 
gegen se iner aus der Stellung als Vorstandsmt tgl i ed der "Berol ina" 
sich ergebenden Verpf1 {chtung, ' den Empfang der 120 000 !lJI. der Berol ina 
nicht angezeigt und ihr diesen Betrag vorenthalten habe, die Beihilfe= 
handlung des Angeklagten Hacher in der Art und Weise, wie die Zuwen= 
dung tatsächlich geschah. ' 

Hach der Rechtsprechung des Reichsgerichts in ZivtlsachenfRGZ . 
Bd. 54 s. 75, 103, Bd. 55 S . 86, 91, Bd. 96 S. 53 ff " Bd. 99S. 31 
ff.J darf der Beauftragte Zuwendungen, die ihm nur anlä,ßl ich der Ge= 
sChäftsbesorgung, insbesondere nach AbsChluß des GeSChäfts .(Ur seine 
eigene Person gem,acht werden, behalten, da sie nicht aus der Geschäft~ 
besorgung erlangt sind . Dagegen mUß der Beauftragte gemäß § 667 BGB. 
jeden Sondervorteil herausgeben, der ihm aus trgendeinem mit der Ge= 
sChäftsführung in innerem Zusammenhang stehenden Grunde zugewendet 
wird und der die Besorgnis zu rechtfertigen geeignet ist, der Beauf= j 
tragte könnte durch den Vorteil veranlaßt se in, die Interessen des Ge= ' 
schäft.sJUhrers nicht nach jeder Ri ~chtung hin auf das Gewissenhafteste 
wahrzunehmen. Zu diesen Vorteilen geh~ren auch Schmiergelder und Pro= 
visionen. Der Wtlle des Zuwendenden, daß eine Ablieferung an den Au/i: T{ 

tra«=i :'; .: .. ~. <." 
'.' 
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traggeber nicht stattftnden soll, ko7TllTl t n ! cht tn Betracht , Aus der 1 
Geschäftsbesorgung tst alles erlangt, was tn thr setnen wirtschaft1t= 1 

chen Grund, seine wirtschaftliche Rechtfertigung und Erklärung findet . " 
< 

Dte Rechtsprechung des Reichsgerichts in Strafsachen 'sieht in dem! 
,t 

auf § 667 BGB. beruhenden Herausgabeanspruch des Auftraggebers einen ~ 

Individualanspruch, dessen abs.icht1 iche Verletzung den Tatbestand der ' 

Untreue begrUndet (RGSLBd. 38 S. 266, Bd. 62 S. 58, 59, Bd. 63 S. 251 
1 

254, S . 406, 408, Bd . 64 s. 86), 

I . 
Beide Revisionen rUger. Ubereins'ttmmend, dajJ der § 312 HGB., § 49 

StGB . und der § 667 BGB , verletzt seien; sie gehen bei ihren Dar1ellUfl_ 

gen davon aus,daß dem angefochtenen Urteil die Feststellung entnlr,l/1llne7 

werden mUsse, daß die 120 000 X« von Golde fUr ~~~~~~~~~: 

fordert und von Hacher dafUr gegeben worden sind . 

des Senats enthalten jedoch die UrteilsgrUnde nach dieser Ri 

ketne zweifelsfreie Feststellung . Aber auch in anderer Hinstcht 

die AusfUhrungen des UrtetlsJllang§+hajt und vie1tach so unklar UTU7' d , 

bestimmt, daß man nichtsicher erkennen kann, in ~l-~~~~- T-;;tt:b~e;s taJ'ldl~~ 
eigentlich ,die Strafkammer die strajbaren Handlungen der Angeklagt 

erblickt . Die bisherig'en Feststellungen ktinnen deshalb ntcht als aU'~,..;f' 

re ichend angesehen werden, ({te Yerurte i1ung der Angeklagten aus, § 
HGB. und § 49 St~B. zu tragen .. 

Im einee1nen tst hierUber auszufUhren : 

1 . ) Das Urteil stellt mit verschiedenen "endungen (S. 18, 19, 22, 
23 UA . )jest, daß die 120 000 ~ aus einem im Hayptvertraqe 1ieqenden. 

Grunde gegeben worden seien . Diesen Grund nennt das Urteil nicht, 

sondern es betont, d~ es nicht möglich sei, ihn zu bezeichnen . 

das Urteil aUf S . 25 sagt, .das Geld sei letzten Endes nur ein Tetl 

dessen gewe sen, was die ~Berolina" jUr das Grundstilck gezahlt ha,t-, 

'" so will es damit nicht feststellen, daß der Kaujpreis um 120 000 ~ 

zu hoch gewesen se i ; denn dann hä tte es den Grund der Zuwendung ja 

angegeben; es läßt aber diesen Grund, wie es mehrfaCh hervorhebt, 

jen. 

Es kann nun nicht verkannt werde n, daß die bestimmte BezeichnunQ'<>f 

eines solchen Grundes häujig deshalb mit Schwieri gkeiten verbunden 

i s t, weil d ie Be t e iligten das Vor1i enen des Grundes abstreiten und ~w.~~ 

v er decke n bestrebt sind. Auch dU r / en an d ie Feststellung eines 

chen 
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chen Grundes im Interesse der Sicherheit des Rechtsverkehrs keine zu 

großen Anforderungen gestellt werden. 

TrotJ!dem macnen die Revisionen mit Recht geltend, daß die tm Ur: 

teil getroffenen Peststellungen nicht ausreichen, um als nachgewiesen 

anJ!usehen, daß das Geld dem Golde aus einem. Grunde zugewendet worden 

sei, der ihn nach der Rechtsprechung des Reichsgerichts in Zivilsachen 

zur Herausgabe an die "Bero1 ina" verpfl ichtete .DemWendU11tlmlwÜ die,,liaß 

J!wischen der Geldh in;al:e uni den KaufvertrO(J e in Zusammenha'll oder ~ in ga7lllenger 

Zusamm~nhalTl bestehe" ,.dCiJ das Geld fi1r uni wegtn des Kaufgeschlifts gegeben 

worden sei" usw" könnten auch J!u.treffen, wenn Nacher in guter Laune 

aber den ihm gUnstigen Kaufvertrag dem Golde eine .Zuwendung fUr po1it~ 

sche Parteien gemacht hätte, ohne dabei unlautere Nebengedanken J!U ha: 

ben. Umetnen J!ur Anzeige und -zur Herausgabe des Empfangenen ver= 

'pf1ichtenden Grund anzunehmen, hätte die Strafkammer tiber die ge _trof: 

il'eTl(ln Pes-tste1lungen hinaus wenigstenIL so viel sagen mUssen,daß hin: , •• .1 . - . ~__ • ___ .~ _ _ ._. _ _____ ._. __ • _____ ~ 

i '.ch dteses Grundes, wenn er auch nicht bezetchnet werden könne, 

' folgendes feststehe: , 

Entweder: daß Nacher das Geld dem Golde versprochen und zugewen= 

',det habe, ,um ihn daßr J!U belohnen, da,ß er in irgendeiner Hinsicht 

,';,-:, :beim Abschluß des Kaufvertrags eine für Nacher ntitJ!liche Tätiokeit 

;~ ,> .entwickelt hat. Oder doch: daß J!WQr die Tätigkeit des Golde keine 

•. dem AUftraggeber nachte i1 i -ge PjltchtverletJ!ung erkennen lasse, dajJ 

L ,. 

'-

aber eine P.tltchtwidriakeit tnsofern vorliege, als Golde stch im Zusa1fk 

me~ang mit dem Geschlift einen Sondervorteil versprechen ließ, der di~, 

Mö'al iehke it einer YTi11ensbu 'inf1ussung zum Nach t~ tl des Geschäftsherrn 

nahe legte. 

Wenn in diesen beiden Pä11en das Reichsgericht (RGZ.Bd. 99 S. 31 . 
ff" 34) die Pflicht des Beauftragten zur Herausgabe des Empfangenen 

als im Rechtsoejü~ des Volkes begrUndet und im Interesse der Sicher: 

heit des Rechtsverkehrs als nöttg ansieht, so steht im Einklang damit, 

da,ß das Reichsgericht in RGZ.Bd. 134 s . 43, 50 ausfUhrt, es entsprechB 

der Lebenserfahrung, daß der Auftraggeber in solchen Pällen sich sagen 

wird, daß!.!:. mittelbar die sei ryem Angestellten versprochene Zuwendung ' 
< 

l,'-, beJ!ah1en muß und daß auf die Vertragstreue einer Partei, die zu sol: -

chen Mitteln greift, kein Verlaß ist (vgl. auch RGZ.Bd. 136 S.359). 

~." Wenn die Revision Nachers unter Bezugnahme auf RGSt.Bd. 65 s. 333 be~ 
t hauptet, daß Golde J!ur AnJ!etge nicht verpfl ichtet war, weil niemand 

~: sich selbst strafbarer Handlungen EU beJ!ichtigen brauche, so tibersieht 

r;, sie, daß di~ Anzeigepflicht nicht hinsichtlich der strafbaren Rand: ) 
l~ " ~:~i. '7 .. . __ 
~ ..... 

-, 

I 
I 

I 
I 
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lung, sondern hinsichtlich des vor.ber liegenden Empfangs besteht .; 
. / " 

Die hervorgehobenen Bedenken gegen die Feststellungen des Urteils I 
werden nicht dadurch beseitigt, daß das Urteil einmal (auf S 22 UA) . 

von .Schmiergeldern" spricht; denn die Verwendung dieses Wortes ist 

durch die darauf folgenden Ausführungen wieder völlig eingeschränkt 

und berechtigt nicht zu der Annahme, die Strafkammer habe die 

120000 iUf. tatsächlich als Schmiergelder angesehen. Wäre die Straf: 

:J 
~ 

kammer EU dieser Pectste11ung gekommen, dann würde die Sache etnfach :~ 

sein , So wie der Sachverhalt nach dem Urteil aber 1 iegt, bestand um i 
so mehr die Notwendigkeit, eine der vorstehend gekennzeichneten bei: ! 

den Feststellungen zu treffen, a1 s das Urte il sel bst davon ausgeht, i 
daß der Kauf des Engel ha rdt=Hausesfilr i i e Stadt Berl in notwendig und 

der Kaufpreis a11flßTAi3§se..n war. Wenn allerdings die Revisionen 

ren, wegen dieser beiden Tatsachen habe Golde eine dem Nacher nUtzli ' 

ehe Tätigkeit gar nicht entfalten können, so kann das nicht 

werden. .Hier sind zwei Feststellungen des Urteils von BedeuT.:un,?" 

das Urteil dann allerdings nicht ;veiter verwel·tet hat; nämlich die, . 

daß Golde zuerst nicht geneigt war, auf den von Nacher geforderten 

Preis von 9 Mt11 ionen 1IJJ. einzugehen und dann die, daß Golde im 

der Unterhandlungen auf die Möglichkeit der Enteignung des Engel 

Hauses hingewiesen hat (UA. S. 7) Es könnte aber auch die Art und 

Weise der Zahlung des Kaufpreises jUr Nacker lJon Bedeutung gewesen 

se in. _ 
,. 

Daß Golde bei dem Besuch in Tö12 an den am 6. Dezember 1928ge= 
.,j. 

troffenen Abmachungen nichts mehr habe änder.~ können, ist nicht ricl!= 

tig Denn es wurde doch tatsächl ich in Tölz ein.e !Jinderong des Kauf=, 1 • ; ;:1 

pre i ses um 10 000 SZiU erz i e1 t, und das notari eil e Angebot der "Hotelge=i' 

se1lschaft"vom 7. Januar 1929 WUrde erst am 17. Januar 1929 angenom=.·~ 

men; bis dahin waren. Änderungen immer noch mög1 ich. Entscheidend .rs. t .... ~,.:,_ 
auch ntiJht, daß Golde das Geld erst am 18. Januar 1929 erhalten hat, ' 

sondern daß es ihm spätestens Ende Dezember 1928 versprochen worden \ . ' 
ist. • ", li-

Nach vorstehenden AusfUhrunger, sinli d.ie Feststellungen des Ur= 'I! 
te i1 s darüber, daß di e Hingabe des Geldes im Sinne der Zivil rec1!tspre;::i~ 

. ,-~ 

chung des Re ichsgerichts ihren wi rtschaft1 ichen Grund in dem Kaufge= ~i 
.'ti 

schäft habe, nicht hinreichend. . _~_ 

2.) In der gleichen WeiBe unzureichend sind die AUSführungen des .1 
Urteils zu der Frage, ob das Geld dem Golde persönl ich gehÖ'ren oder 'ft 

!2lL. :, 

, - , 
_ ';r<, ~ ~. _ ~'~'""~-""'>-'~-'''~-'-'.,::"",.-_ 
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ob es von ihm an politische Parteien weitergegeben werden sol l te , E in 

Teil der Urt e ilsausj"iihrungen schein t allerd.ings dafü r zu sprechen, daß 

die Straf ka.'TIlTl e r den letzteren F all annimmt. Dage.gen erhebt si ch aber 

das Bedenken, daß an anderen Stellen de s Urteil s s ich Darlegungen fin=: 2 

·den, die eine andere Deutung des Urteils nahelegen. So werden z .B . 

auf S . 17/18 starke Zweif el hinsichtlich der Angaben der Angeklagten 

über den Inhalt der Unterredung in Tö'lz geäUßert; aUf S. 19 ff. wird 

dargelegt, daß Golde das Geld an die politischen Parteien nicht abge: 

ftlhrt hat; auf S. 23 wird gesagt, es sei nicht ersichtl ich, daß bei 

der Tat Golde's trgendwelche pol ttischen Gesichtspunkte eine Rol.le ge= 

spielt haben; auf S. 25 wird die Annahme abgelehnt, daß Nacher das 

Geld lediglich aus ideellen Gesichtspunkten fUr pol i tische Parteien i 
hergegeben hat . 

Ist es schon hiernach zweifelhaft, ob das Urteil wirkl ich 

Geld sei fUr politische Zwecke gegeben worden, so wird der 

rn ,.;7"y .... h . bestärkt, daß im Urteil, wie die Revisionen ini t Recht 

heben, eine Erö'rterung der Frage fehlt, 

, das Geld für pol i tische Parte ien best immt war, e inePfl icht zur Heraus= 

gabe an die .Berolina" bestand. Die vermißte Erörterung dteser Frage 

kann nicht darin erblickt werden, daß auf S. 23 UA. gesagt wird: Golde 

wußte, daß er keinerlei Anspruch darauf hatte, für sich persönlich 

oder ihm nahestehende Personen ' Gelder in Empfang zu nehmen und zu ver: 

wenden, die ih"l ledigl ich wegen ••• des Kaufvertrags I:uflossen." Denn 

man .!rann die Vertreter der politischen Parteien nicht ohne weiteres 

unter den-"]Jegr'iff "nahestehende Personen- bringen. 

Die Revisionen bestreiten die Herausgabepflicht des Golde /Ur den 

Fall, daß das Geld für pol itische Parteien bestimmt war. Die Entsche~ 

dung der Frage hängt von den tatsächlichen Umständen ab, unter denen 

das Geld gegeben wurde; diese stnd aber bisher im vorliegenden Falle 

nur unl:ureichend festgestellt; die Feststellungen müssen deshalb in 

dieser Richtung ergänzt werden . 

Dabei wird die Strafk~mmer eine TatsaChe in das Auge fassen mUs= 

sen, der sie bisher keine Bedeutung geschenkt hat, nämlich die, daß 

Bestechungs: und SChmiergelder nur selten als solche verlangt und ge: 

geben, sondern in der Regel verschleiert als Provisionen oder als Zu= 

' . wendungen für irgendwelche Zweske vereinbart werden. Hiernach wäre es 

möglich, daß die Unterredung in Tölz wirkl ich so stattgefunden hat, 

~t~ die Angeklagten es behaupten und daß trotzdem beide darUber einig , 

L: 
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waren, daß ' das Geld nicht f ür politische Parteien, sondern für ~U1n. 
bestimmt war und Schmi ergeld s ein sollte, , 

Kan~ das nicht festgestellt ,werden, dann wUrde es sich 
ob nicht Golde von vornherein entschlossen war, das Geld für 
behalten und ob er nicht den Nacher über seine Absicht getäuscht 

,

. das Geld politischen Parte i en zuzuwenden. Das Urtei.Z hat diese 
und dte wettere. wann Golde den Ent s chluß gefaßt hat, das Geld <s~.J.IJ/i(0 11 

zu behalten, noch nicht e rwogen. Wird die Täuschung Nacher's beJy.· •• 
dann könnte Be trug des Golde zum Nacht e il Nacher·'s in Frage kommen. 

Scheiden dagegen die beiden, eben gekennzeichneten Gesich~öl]w,~ 
aus und mUß angenommen werden, daß Nacher das Geld für pol i tische 
teien gegeben und Golde es für d ie s e in Empf ang genommen hat, dann 
folgendes zu beachten: 

Wollte Uacher die 120 000 ~ dem Golde persönlich zuwenden, 
ihn auf diese Weise tnstandzusetzen, politischen Parteien eine 
ße, für Golde aus dem oder jenem 'Grunde wichtige und wertvolle 
dung zu machen, dann wird die Strafkammer entscheiden müssen, ob 
noch d ie ~uwendung eines .persönlichen Vorteils im S inne der Zivtld, 
rechtsentscheidungen erblickt werden kann und ob auch im Ubri gen d 
Voraussetzungen der Untreue vorliegen, die vorstehend unter Ziff. 
erörtert worden sind. Dann wäre namentl ich zu prüfen, ob dem A~ta~l=j!!~ 

k1agten Nacher nicht ein Anspruch gegen Golde aUf entsprechende 
wendung des Geldes zugestanden hätte und demgemäß ein Herausaabean=~ 

spruch der wBerolinaw nicht in Betracht kommen könnte. Vberdies 
dem inneren Tatbestand bei der Ents.che idung dieser Fragen eine 
dere Beachtung geschenkt werden (RGSt,Bd. , 68 S ., 371, 374), namentl 
nach der Richtung, ob der Angeklagte Nache r an das Bestehen eines n.~. 

ausgabeanspruchs der "Berol ina" Uberhaupt gedach t hat. 
Ergibt sich betden neuen Feststellungen dagegen, 

vertrag nur der '!...u,,8e!!!-_Anl aß wa r, aus dem Gol de den ihm al s re ich 
wohltätig bekannten Nacher um eine Zuwendung an politische Parteien 
ersucht hat und daß Nacher den Gol de nur als seinen Treuhänder 
durch den er die politischen Parteien bedenken wollte, dann wUrde 
Gesichtspunkt des persönlichen Vorteils auf se iten Golde's in Frage 
gestellt und es zweifelhaft sein, ob noch d ie Auffassung festgehalten 
werden kann, daß das Gel d im Si nne de r Zivilrechtsents cheidungen auf ' 
Grund, nicht aber anläßli ch des Ka uf v ertrags ge geben worden ist . In 
d i esem Fal l e v~ re aber zu e rwägen, ob s ich Gol de nich t der Untreue 

zum 

j 
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zum Nachteil Nacher's nach § 266 Nr . 2 StGB. schuldig gemacht hat . 
J.) Die bisher hervorgehobenen Mängel in den Feststellungen und 

in der rechtlichen Beurteilung haben in der gleichen Weise jUr die 
Haupttat Golde' s wie für d ie Beihilfe Nacher's Bedeutung. Hinsicht= 
lieh der Strajtat Nacher's liegen aber noch jolgende weitere Bedenken 
vor. Das Urteil erblickt nach S. 24 VA. die Beihiljehandlung Nacher's 
zur Strajtat des Angeklagten Golde auch darin, daß Nacher das Geld an 
Golde oeoeben hat. Mit Recht rügt das die Revision Nacher's. Denn 
durch die Hingabe des Geldes schuj Nacher erst das Vennögensobjekt für 

, 

den Herausgabeanspruch der "Berol ina". Strajbar war aber Golde nicht 
schon wegen der Annahme des Geldes, sondern erst wegen der Nichtanzei= . • 
(Je und der Nichtabliejerung. Für Nacher bestand, auch wenn das Geld 
wirld ich Schmiergeld war, ke ine Rechtspfl icht, die Zuwendung der Bero= 
lina zu ojjenbaren (RGZ.Bd. lJ4 s. 48). Soweit die Strafkammer die. 

ihilje durch die Hei~ichkeit der Zuwendung als verwirkl ichtansieht, .. 
t sie unterlassen, zu untersuchen, ob diese Heimlichkeit nicht schon 

. deswegen notwendig war, weil Nacher als General d irektor einer großen 
Brauerei ein ernstes Interesse daran hatte, die Zuwendung einer so gro= 
ßen Summe an die Rechtsparteien geheimzuhalten. Das Urteil erwähnt 
diesen Gesichtspunkt zwar -auj S. 15 VA. bei der Angabe der Gründe, die 
Nacher zu seiner Verteidigung geltend gemacht hat; aber es setzt sich 
mit dem Einwand nic,h,t auseinander. Dazu kommt, daß solche Zuwendungen , 
in aller Regel heimlich zu 'geschehen pflegen (RGZ .Bd. lJ4 s. 4J, 50, 
Bd •. 1J6 s. J59"J60) .. und daß keine Rechtspjlicht besteht, nur gegen 
' uittung zu zahlen,so daß in der Heimlichkeit nicht ohne weiteres 
eine Beihilfe zurStrajtat des Golde erblickt werden kann. 

In der von der Str~kammer geschilderten He imliphkeit der Zuwen= 
dung könnte, da diese Heimlichkeit immerhin etwas von der Geldhingabe 
Verschiedenes und ihr gegenüber Selbständ iges ist und nicht uondem 
Begrijj der .notwendigen Teilnahme" umjaßt wird, eine Beihil.fetat des 
Nacher dann erbl i ckt werden, wenn er mi t ihr den Zweck verjolgte, dem 
Golde in se inem Entschlu,ß, das Geld nicht abzul iefern, dadurch zu be= 
stärken, daß die Entdeckung der Strajtat unmögl ich gemacht oder nach , 
Tunl i chke i t erschwert wurde . ,. 

In dieser Richtung fehlt es aber bisher an den erjorderl ichen 
Feststellungen hinsichtlich des inneren Tatbestandesj insbesondere 
läßt das Urteil AusjUhrungen darüber vermissen, daß Nacher stch bellJU,ßt 
war, daß er durch die Heimlichkeit der Geldhingabe die Strajtat des 

Golde 

-. 
I 
i 
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Golde fördere. Bei dteser Sachlage kann der Satz aUf S. 25 UA . : 
lebensgewandter und erfahrener Geschäftsmann ~te der Agek1agte 
cher, daß der unter solchen Umständen gezahlte Geldbetrag ntcht 
dem MgeklagÜn Golde, sondern der "Bero1 tna" zustand", als eine 
gende Feststellung /ii.r den inneren Tatbestand nicht angesfjhen werden , 

II. 
Zu den Revisionen der beiden Angeklagten tst tm übrtgen noch , au~.~ 

zu/fihren. 
1.) Die Revision Nacher's rügt, daß der § 244 Abs. 2 StPO. da= 

durch verletzt set, daß dte Strafkammer nur etnen Tetl der in einem 
Bewetsantrag Nacher's behaupteten Tatsachen als wahr unterstellt habe 
tn dem Antrag war geltend gemacht, daß früher vielfach bet GrundS~u(:~B 
käufen der Stadt Berl in von Vertretern der Stadt erheb1 iche Geldbet 
ge erbeten worden seien und zwar, r 
zweck anqeqeben wurde. Dte Auffassung der Revision, daß der 1e 
Gesichtspunkt von der Strafkammer nicht als wahr unterstellt sei, 
nicht als richtig anerkannt werden, da das Urteil auf S, 26 UA . "das 
tn das Wissen des Zeugen Ht11er Gestellte" als wahr unterstellt , 
gesehen davon tst dem Urteil zu entnehmen, daß es bet den im Urtet"I 
geschilderten Umständen der Geldhingabe 'dem Gesichtspunkt, daß bei 
solchen Geldspenden etn konkreter Verwendungszweck nicht angegeben 
wurde, im vorliegenden Fall eine Bedeutung ntCht ,beimessen wollte. . -

2.) Die beiden Revisionen heben hervor, daß die Strafkammer etne', 
Be~achteiligung der "Berolina" nicht, festgestellt habe und daß etn 
Nachtetl der"Bero1ina" auch gar.; nicht ' vorltege. Dem kann nicht zuge: ' 
sttmmt werden. Die Strafkammerntmmt mit Recht an, daß die ~Bero1ina". 
wenn für Golde eine Pflicht zur Anzeige und Ablieferung bestand,trotl 
des thr zustehenden Herausgabeanspruchs dadurch geschädigt war, daß 
Golde es pf1 ichtwidrig unter1 ieß, der "Bero1 tna" von der Zuwendung 
Mittetlung zu machen. Denn dadurch wurde die "Bero1ina" verhindert, 
den Herausgabeanspruch geltendzumachen (RGSt.Bd. 63 S. 251, 254). Ein 
nachträg1 icher Verztcht der "Bero1 tna" htitte die Straftat des Golde 
ebensowenig besettigt wie eine spätere Verwirklichung des Herausgabe: 
anspruchs (RGSt .Bd. 52 S.163, 164). 

J.) Daß Nacher das Geld pers6n1ich gegeben hat, steht der Fest= 
stellung nicht entgegen, daß es im Rahmen des Kaufvertrags gegeben 
wurde. , Nacher war Generaldirektor und Hauptaktionär der Enge1~ardt= 

Braue= 
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Brauerei und Mitinhaber der von der Engelhard=Brauerei gegründeten 
"Hotelgesellschajt". Er hatte, wie der Direktor Kl/ster der Rote1ge= 
sellschajt bekundet hat (UA, S . 18) "in allen Fragen das letzte Wort", 
Auch hat Nacher später versucht, der Hotelgesellschaft die 120 OOO~ , 

aufzubürden, Es besteht hternach kein Bed~nken dagegen, wenn das Ur= 
teil bei de r engen Verflechtung der Interess en Nacher's mit den Inter= 
essen der Engelhardt=Brauerei und der Rotelgesellschaft zu dem Schluß 
,kommt, d~ dem Umstand, daß Nacher das Geld zunächst persönlich gab, 
eine entscheidende Bedeutung nicht beizumessen sei. 

4.) Zu den AusjUhrungen der Revision darüber, daß der §12 UnlWG . 
durch Nichtanwendung verletzt sei, ist zu sagen: 

Auj den vorliegenden Fall konnte § 12 UnlWG. schon deshalb keine 
Anwendung finden, weil es sich dabei nicht um geschäftlichen Wettbe= 
werb handelt und weil Grundstücke keine Waren sind (RGZ.Bd. 99 S. 31, 

oben; Bd. 134 s. 49). Dagegen ist es möglich, daß in Fällen, in 
n der § 12 Un1WG. an sich gegeben ist, im konkreten Fall doch 21.1= 

gleich das Verhalt en des Angestellten den Tatbestand der Untreue dann 
erJUllt, wenn der Angestellte die Stellung eines Bevollmächtigten hat 
und sein Verhalten zu einem Nachteil des Geschäftsherrn JUhrt. Dann 
tritt der subs'fd(äre Tatbestand des § 12 UnlWG. ebenso zurück wie im 
Falle des § 332 StoB .. 

Den AusjUhrungen der Revision des Nacher, daß von dem im angejoc~ 
tenen .Urte il zugrunde gel egten Standpunkt aus in ,jedem Falle einer Zu= 
widerhandlung gegen § 12 UnlWG. oder be i Beamten gegen §§ 331 ff • StaB . 
zugleich eine Untreue angenommen werden müsse, wenn der Angestellte 
oder Beamte als Bevollmächtigter Vermögensuortei1e annimmt und seinen 
Geschäftsherrn nicht anzeigt oder ab1 iefert, kann nicht zugestimmt 
werden. Denn beim Vorliegen des Tatbestandes von § 12 UnlWO . oder der 
Bestechung besteht ein priuatrecht1icher Anspruch des Geschältsherrn 
auf Aus1 i elerung der vom Beauftragten be i Ausff1hrung se ines Auftrags 
empfangenen Vorteile nicht, da ihm der auf § 12 Abs. 3 UnlWG. und 
§ 335 StGB. beruhende Anspruch des Staates aus der Verfallerklärung 
vorrzeht. Dieser Rechtsauffassung hat der III. Ziui1senat des Reichsge: 
richts in seinem Urteil vom 7. Dezember 1934 III209/34 Ausdruck ver=' 
liehen; der erkennende Senat schließt sich dem Standpunkt an. 

Die Entscheidung in ROSt.Bd. 66 S, 81, auf welche die Revision 
'. hinweist, ist auf das Fordern und die Annahme von Schmiergeldern abge=.: 

stellt und befaßt sich nicht mi t dem Herausrzabeanspruch des Geschäfts:: 

herrn,' 
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herrn,' e in solcher kam aus den eben erörterten Grilnden nicht 
tracht. 

5.) Die Revisionen machen geltend, daß das ~~~~~~~~~~ 
vom 20. Dezember 1932 anzuwenden sei, weil die Angeklagten die , 
taten aus politischen BeweggrUnden begangen hätten. Der Ange~~l2n';R 
Nacher beantragt ferner, das Verfahren gegen ihn aUf Grund des 
freiheitsgesetzes vom 7. August 1934 einzustellen. 
Frage der Anwendung der Straffreiheitsgesetze von Amts wegen zu 
fen. Diese PrUfUng hat ergeben, daß die Voraussetzungen /Ur eine 
Straffreiheit bisher nicht nachgewiesen sind. 

Hinsichtlich des Straffreiheitsgesetzes vom ~~~~~~~~ 
fehlt es in erster Linie an dem Nachweis, daß Nacher das Geld an 
gegeben hat, damit dieser es politischen Parteien (den Rechtsparte 
l!UlD8nde,' dieser Nachwe is mUßte in _ zw.~i!.elsj're ie_r We ise erbracht se 
es wUrde nicht genUgan, wenn die Behauptung, daß das Geld fUr pol 
sche Zwecke gegeben wurde, nur als nicht widerlegt anzusehen 
(RGSt.Bd. 56 s . 49, 50). Daß der politische Beweggrund ill!~:.!!:f1.!.E!i 

bestimmend war, ist nicht erforderlich. Wohl aber m~ verlangt 
den, daß der Angeklagte vorwiegend aus pol ittschen BeweggrUi7.den' 
'handelt ha~ . (Urtetle des erkennenden Senats 2 iJ. 667/33 vom 7. 
zember 1934 und 2 D. 1330/34 vom 24. Januar 1935). Diese VOra~'BB'B" 

zungen stnd zur Zeit ntcht nachgewiesenj ' die weitere Aufklärung 
dem-Tatrtchter Uberlassen bleiben, da ' dieser Umstand in engem ZfL,.n. 

menhang mit der Entscheidung in der Sache selbst steht. Bet 
wird das Handeln aus politischen Beweggrunden auch dann, wennNal~n, 

das Geld /Ur politische Zwecke gegeben hat, so ' lange als ausgeschl 
sen anzusehen sein, als er für schuldig befUnden wird, das Geld d 

sen Zwecken nicht zugejUhrt, sondern sich angeeignet zu haben. 
Die Voraussetzungen des Straffreihettsgesetzes vom L:.~!M(l~~~;Z 

liegen zur Zeit fUr keinen der Angeklagten vor, weil die Strafen u~~~,,,' 

den tm § 2 des Geset.r:es gel:ogenen Rahmen hinausgehen. Das Revtstonll=!j 
gertcht ist ntcht in der Lage, hinsichtltch des An;;eklagten Nacher c' . ' 

aus den GrtJn.den, die insbesondere im Antrag vom 22. September 1934 '}' \ I, 

geltend gemacht sind (hohes Alter, Krankhett, straflose vergangenheii~ 
zahlreiche wohltätige Stiftungen) von sich aus an.r:unehmen, daß der 

• Tatrichter bet der kUnfttgen Verhandlung eine Strafe aussprechen wer- j '. de, die sich im Rahmen des §' 2 a.a.O. hält und deshalb das Verfahren t 

einzustellen. , 
111 . 
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III . 
Hiernach mußte das .Urtei1 aufgehoben und die Sache 1!U neuer 

handlunp .und Entsche idung EurUckverwiesen werden 
gelt. Wi tt _ JJenge1koch , Bender . 

Kltmmer . Dr , Full , 

Ausgefertigt. 

,/ ~ . Sekretär, 

als Urkundsbeamter der Geschliftsste11e . 

An 

den Herrn Oberreichsanwalt 

mit 

2 Ausfertigungen, 

11 Abschriften, 

/ J Bänden Akten, 

/ 1 Schnellhefter, 
1 Fo nna1 ersuchen. 

\ 
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